
Moralbegründung

Manfred Hörz

Die philosophische Ethik kann sich nicht mit der Aufstellung von moralischen Normen begnügen, 
wie das Gesellschaften oder Religionen tun, denn ihr Anspruch geht über die Forderungen dieser 
Systeme hinaus. Philosophie sucht nach einer Ethik, die für alle Betroffenen gültig sein kann und 
suchtin der Regel nach grundliegenden Prinzipien, denen die Normen genügen müssen. Dazu 
untersucht sie zunächst die Sprache der Moral (Metaethik) und klärt, was wir unter Moral verstehen 
und wie wir die jeweiligen Moralen argumentativ stützen oder widerlegen können.

Man unterscheidet bei den normativen Ethiken in der Regel mindestens zwei Arten: die 
deontologischen Ethiken oder die Ethiken des Sollens und die teleologischen Ethiken, die sich nach 
Zielen und Zwecken richten, die also mehr individualistisch nach Mitteln des (eigenen) guten 
Lebens suchen. Diese letzteren Ethiken analysieren als Grundbegriff den der richtigen Handlung 
oder des Verhaltens. Die ersteren dagegen den der sozialen Beziehungen und den der damit 
zusammenhängenden Pflicht. Die Trennung ist jedoch nicht scharf. 

Kant gilt als prominentester Vertreter der deontologischen Ethik. Sein Grundprinzip ist der 
Kategorische Imperativ, der in der sogenannten Universalierungsformel folgendermaßen lautet: 

"Handle nur nach derjenigen Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, dass sie ein  
allgemeines Gesetz werde" (Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, BA 52).

Alle konkreten Kandidaten einer moralischen Norm (einem allgemeinen Sollenssatz)  d.h. jeder 
einzelne Imperativ, der kategorisch ein moralisches Sollen behauptet, muss dem Kategorischen 
Imperativ genügen. Eine Maxime, die ihm nicht genügt, ist somit moralisch nicht begründbar laut 
Kant. 

Habermas und Apel als moderne Vertreter einer deontologischen Ethik (allerdings in einer gewissen 
Mischform, getränkt mit teleologischen Aspekten) glauben in einem praktischen Diskurs Normen, 
die keinen allgemeinen Konsens mehr finden, reparieren zu können.

Das Diskursprinzip von Habermas besagt, dass Normen nur dann gültig sind, wenn sie "die  
Zustimmung aller Betroffenen als Teilnehmer eines praktischen Diskurses finden (oder finden  
könnten)" (zitiert nach Wikipedia/Diskursethik; Jürgen Habermas: Moralbewußtsein und 
kommunikatives Handeln. Suhrkamp, Frankfurt 1983, 103). Kandidaten, die diesen praktischen 
Diskurs nicht bestehen, sind damit nicht begründbar. 

Da deontologische Ethiken auf dem Begriff des Sollens basieren, muss zuerst eine Analyse dieses 
Wortes erfolgen. Ich gebe hier das Ergebnis einer Analyse an, die Hare angerissen hat und von dem 
Hauptvertreter des logischen Positivismus' Moritz Schlick angeführt wurde:

Das Sollen einer Person P1 bezieht sich erstens auf die Ausführung oder Unterlassung einer 
Handlung H und zweitens auf den Anspruch einer Person P2. Sollen ist also zumindest ein 
dreistelliger Prädikator in seiner nichtdefizienten Form. Dieses Sollen läßt sich einfach 
umformulieren aus der Perspektive von P2 als Wollen: 

Sollen(P1 , P2 , H )⇔Wollen (P2 ,P1 , H )



und zeigt somit, dass Sollen und Wollen nur die Umkehrrelationen voneinander sind und eine 
beides ein einzige Struktur bildet, die von verschiedenen Seiten aus betrachtet werden kann wie 
jede Relation.

So sind beispielsweise die Gebote der Bibel als Wollen Gottes gegenüber den Menschen zu 
verstehen. Sollzustände sind defiziente Modi dieses Sollensbegriffs. Wenn man zum Beispiel sagt, 
dieser Boden soll sauber sein, so führt man im Allgemeinen keine Selbstgespräche, sondern meint 
damit, dass ein Anderer (aus welchen Gründen zunächst auch immer) dies bewerkstelligen solle. 
Eigene Zielvorstellungen, werden sie in Sollenssätzen formuliert, sind aus der Perspektive eines 
Anderen verinnerlichte Aufforderungen, die man sich zu eigen machte. 

Die hier wesentliche Frage ist, wann sind solche Sollensaufforderungen gerechtfertigt, begründet?

Die Analyse zeigt es deutlich, wenn das Wollen, der Anspruch von P2 gegenüber P1 gerechtfertigt 
ist. Wann aber trifft das zu?

Was würde die Diskursethik dazu beitragen? 

Fährt man die Diskursethik auf die basale Zweierbeziehung herunter, also auf einen praktischen 
Diskurs mit zwei Personen, eben denen die in dieser Sollens- oder Wollensbeziehung stehen, so 
müsste ihre Antwort lauten: Wenn der Anspruch von P2 die zwangslose Zustimmung von P1 findet.

Das soll nun untersucht werden.
(1) Ist es ausreichend, dass P1 (gewaltfrei) zustimmt?  Und (2) ist der Anspruch dann nicht 
gerechtfertigt, wenn P1 nicht zustimmt? 

Nehmen wir hierzu ein Beispiel:

Die Person P1 macht wiederholt Lärm, den sie durch Änderung ihres Verhaltens einschränken 
könnte. Person P2 moniert das, also dieses Lärmverhalten zu unterlassen. P1 stimmt dem aber nicht 
zu. Trotzdem kann der Anspruch von P1 gerechtfertigt sein. Nehmen wir weiter an, dass unter 
Perspektivenwechsel (Symmetrie) Person P2 derselbe Lärm, den sie von P1 erdulden müsste, aber 
nichts ausmacht. Trotzdem bleibt der Anspruch von P1 doch wohl gerechtfertigt. 

Also ist die Zustimmung von P1 nicht notwendig für die Legitimität des Anspruchs von P2. (vgl. 2)
Damit scheint die Diskursethik nicht das Richtige zu treffen.
Auch die Kantische Ethik greift hier ins Leere. Denn wenn die Universalisierung (hier auf 
Zweierebene durch den Perspektivenwechsel) der Person P1 nichts anhaben kann, sie also die 
Universalisierung problemlos übersteht, bliebe die Legitimität des Anspruchs von P2 auf der 
Strecke.
Worin liegt hier also der Grund der Legitimität? 

Der Grund liegt offensichtlich in einem Bedürfnis von P1, das nur unter gewissen Bedingungen (des 
NichtLärms) befriedigbar ist und die Verhaltensänderung von P2 (der Rücksichtnahme) keine 
gleichrangigen Bedürfnisse von P2 betrifft, sie also für P2 zumutbar ist. Störungen ohne sozialen 
Grund sind prima facie zu unterlassen (moralisch verboten), sowie Hilfeleistungen für Bedürftige, 
die sich nicht selbst helfen können, moralisch geboten sind. Das liegt an der Grundstruktur des 
Bedürfnisses, das an dieser Stelle aber nicht weiter dargestellt werden soll (vgl. hierzu 
http://philmath.org/wordpress/wp-content/uploads/2012/07/Einleitung.pdf). Nur bleibt 
klarzustellen, dass hier kein Verstoß gegen den Humeschen Satz, dass Sollensaussagen nicht aus 
reinen Ist-Aussagen deduzierbar sind, vorliegt. Denn Bedürfnisse sind keine Tatsachen, sondern 
normative Ansprüche und insofern selbst Grundlage der Normativität. Das wurde leider bisher 



falsch analysiert.

Betrachten wir nun das Argument, dass zustimmung hinreichend sei für die Legitimität (1).
Wenn P1 dem Anspruch in Freiheit zustimmt, scheint es ja kein Problem zu geben, wenn daraus die 
entsprechende Handlung von P1 (Rücksichtnahme) hervorgeht. Eine Zustimmung kann aber auch 
aus Unwissenheit erfolgen.
Dass bspw. die ganzen Implikationen der Änderung nicht überschaut werden und P1 unter diesen 
Bedingungen, seine tangierten Bedürfnisse als wichtiger einschätzen würde. 

Aber wie geht das? Wie kann ich ein fremdes Bedürfnis mit eigenen Bedürfnissen abwägen, zumal 
dieses fremde Bedürfnis nicht meines ist, und ich es auch nicht habe und vielleicht nicht verstehe?

Abwägen muss man es also strukturell in seinem eigenen Bedürfnissystem und zwar hier in einem 
Gespräch beider Personen (eventuell mit weiteren Unbeteiligten), die sich jeweils zusammen auf 
ein System einlassen und es untersuchen und Alternativmöglichkeiten aufweisen. Die daraus 
resultierenden Verhaltensänderungen müssen danach auf ihre Tragweite hin getestet werden. Diese 
Analyse ist aber in einem Konfliktfall moralische Pflicht von P2, auch wenn sie dieser nicht 
zustimmen würde. 
Unter diesen veränderten Bedingungen einer vollzogenen Analyse mit daraus folgenden 
Verhaltensänderungen bleibt die Zustimmung allerdings dann hinreichend für die Legitimität. 

Die Diskursethik krankt wie der Utilitarismus, als auch der kategorische Imperativ Kants daran, 
dass die moralische Grundstruktur der Zweierbeziehung umgangen und gleich universalisiert wird 
im größten allgemeinen Glück oder in der allgemeinen Gesprächssituation, die eben letztlich nur 
zum Zwecke einer Rechtstheorie dienen. 

Wesentlich scheint mir für eine Ethik die Analyse der Verflechtung der Bedürfnisstrukturen der 
Beteiligten zu sein und dazu reicht die Kenntnis der nur Betroffenen oft nicht aus. Aus den meist 
komplexen Strukturen allgemeine Normen herzuleiten, dürfte allerdings recht gewagt sein. Diese 
Normen müssten dann die jeweils besten Lösungen der Konflikte für alle Beteiligten sein bei einer 
typischen Konstellation. Solche gibt es sicherlich, aber die Konflikte sind in der Regel sehr 
unterschiedlicher und mannigfaltiger Gestalt. 
Ein diesbezüglich moralischer kategorischer Imperativ könnte dann folgendermaßen lauten:

"Beteilige dich nach bestem Wissen und Willen mit den Konfliktpartnern bzw. ihren Sprechern  
und kompetenten neutralen Beratern an einer konstruktiven Analyse der verflochtenen  
Bedürfnisstrukturen der Beteiligten und suche nach den für sie besten und akzeptablen  
Lösungen." 

Das ist bereits die zweite Stufe der Moral. Die erste ist, den Anspruch des Anderen nicht nur zu 
vernehmen, sondern Ernst zu nehmen.

Die grundlegende Tugend liegt in der Bereitschaft und Fähigkeit, dem obigen Imperativ zu folgen. 

Wenn ein Beteiligter die Lösungen nicht akzeptiert ohne weitere zur  Analyse und Lösung 
beitragenden Gründe, so wird er zur Einhaltung der Lösung verpflichtet. Das ist der Übergang in 
das Rechtssystem. 

Wird das konstruktive gemeinsame Handeln, Denken und Fühlen betroffen, dann geht es nicht mehr 
um Moral, sondern um Freundschaft, Politik, Geist und Liebe, die gewissermaßen einen höheren 
Status als die Moral haben. 


